
„Freiwillig und mit tiefem Bedauern...“ Karikatur: Mester
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WWW.MITTELBAYERISCHE.DE

●➲ Freizeit-Tipp
Welche Filme flimmern gerade über die
nächstgelegene Leinwand? Die Neu-
starts derWoche, viele Kritiken, die Ki-
nocharts und das aktuelle Programm für
Ihre Stadt finden Sie unter:

www.mittelbayerische.de/kino

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
www.mittelbayerische.de/facebook

Die 52 vom Polareis eingeschlossenen
Passagiere des Forschungsschiffs „MV
Akademik Shokalskiy“ sindmit einem
Hubschrauber abgeholt worden.
www.mittelbayerische.de/video

Die SPD hat die Ruhebän-
ke in der Regensburger
Altstadt überprüft. Die
Partei fordert ein neues
Möblierungskonzept für
den öffentlichen Raum.

●➲ Meistgelesen

01 Aufräumarbeiten Zahlreiche Stra-
ßen in Regensburg waren nach Silves-
ter mit Scherben übersät.
02 SpracheWenn Deutsche englische
Vokabeln erfinden, kann es schnell zu
Verwirrungen kommen.
03 Skiunfall An diesem Freitag wird
Michael Schumacher 45. Noch immer
schwebt er zwischen Leben und Tod.
04 Einsätze Bei Bränden im Freistaat
an Silvester und Neujahr gab es hohe
Schäden. Im Landkreis Rosenheim kam
ein 15-jährigesMädchen ums Leben.
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Reaktionen der User:

Das ist durchaus ein kommunalpoli-
tisch relevantes Anliegen. Manmuss
nicht immer gleich die Welt verbes-
sern, manchmal sind es gerade die
kleinen Dinge, die das Leben lebens-
wert machen. Tobias

Auch ne Art undWeise Steuergelder zu
verschwenden. Melanie

Die aktuellen Metallbänke halten we-
nigstens was aus. Stephan

-Thema
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Der Allgäuer Gerd Müller ist der neue
Entwicklungsminister. Entwicklungs-
politik begeistere ihn, erklärte er in ei-
nem Interview. Das ist gut so! Denn
wir brauchen einenMinister, der nicht
nur die Entwicklungshilfe ausbaut
und wirksam Armut und Hunger be-
kämpft, sondern auch globale Ent-
wicklungspolitik betreibt und Entwi-
cklungs- und Umweltpolitik internati-
onal engmiteinander verzahnt.

EntwicklungsministerMüllermuss
umfangreiche Veränderungen voran-
bringen – hierzulande sowie in
Schwellen- und in armen Ländern. Es
geht darum, Politiken zu ändern, die
Armut verursachen, die soziale Un-
gleichheit vergrößern, die planetari-
schen Grenzen überdehnen (wie im
Klimabereich) und die natürlichen
Ressourcen übernutzen (z. B. Überfi-
schung der Meere, sinkende Grund-
wasserspiegel, ausgelaugte Böden).

Die soziale Ungleichheit nimmt
nicht nur in europäischen Ländern,
sondern auch in vielen Schwellen-
und Entwicklungsländern zu. Wo so-
ziale Ungleichheit zunimmt, sinken
der gesellschaftliche Zusammenhalt
und die Lebenschancen jedes Einzel-
nen, der Armut zu entkommen. Wird
die soziale Ungleichheit beispielsweise
in Südafrika nicht angegangen, wer-
den dort Oxfams Prognosen zufolge

bis 2020 eine Million Menschen mehr
in Armut leben.

Der Klimawandel und die Umwelt-
degradation treffen die armen Men-
schen am härtesten. Nicht nur sind sie
für ihre Existenzsicherung von natür-
lichen Ressourcen abhängig. Sie leben
auch an Orten, die überdurchschnitt-
lich stark vom Klimawandel und Um-
weltproblemen betroffen sind. Eine
Reduzierung der europäischen CO2-
Emissionen um 55 Prozent bis 2030
und eine deutliche Aufstockung der
Klima-Hilfen für arme Länder sind da-
her genauso wichtig wie der universel-
le Zugang zu Gesundheit und Bildung,
eine Umverteilung von oben nach un-
ten und die Beseitigung der vielfälti-
gen Benachteiligungen von Frauen.

Der Agrarbereich erfordert dabei
wie kaum ein anderer eine enge Ver-
zahnung von Entwicklungs- und Um-
weltpolitik: Es geht z. B. um die Ver-
besserung der Bodenfruchtbarkeit, die
Förderung der biologischen Vielfalt,
die Anpassung an den Klimawandel
oder die Erhaltung des Grundwasser-

spiegels. Gleichzeitig ist die Verteilung
von Land in vielen Ländern sehr un-
gleich und wird durch die Förderung
der Landinvestitionen multi-nationa-
ler Konzerne weiter verschärft („Land-
grabbing“). Frauen werden, wenn es
um Landbesitz geht, besonders diskri-
miniert. So befinden sich beispielswei-
se in Mali nur fünf Prozent des Landes
im Besitz von Frauen.

Angesichts von knapp einer Milli-
arde hungernder Menschen ist ein
„weiter so wie bisher“ in der Hunger-
bekämpfung keine Option. Einseitig
auf den massiven Einsatz von Dünge-
mitteln, Pestiziden und kostenträchti-
gen Hochertragssorten setzende Pro-
gramme sind keine Lösung. Nur ein
menschenrechtsbasierter Ansatz, der
die Multifunktionalität der Landwirt-
schaft berücksichtigt, die Anwendung
agrar-ökologischer Anbauverfahren
ausweitet und auf eine integrierte
ländliche Entwicklung setzt, wird der
Vielschichtigkeit der Hungerproble-
matik gerecht.

EineWelt ohne Armut und Hunger
ist möglich – sozial nachhaltig und in
den natürlichen und ökologischen
Grenzen unseres Planeten. Die betrof-
fenen Menschen wie z. B. Kleinbauern
und Frauen müssen dabei im Mittel-
punkt stehen. Ohne sie kann keine
wirksame Armuts- und Hungerbe-
kämpfung gelingen.

ENTWICKLUNGSPOLITIKDer neue
MinisterMüllermuss vieles
verändern.

Welt ohneArmut istmöglich

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung der Autorin wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

MARITAWIGGERTHALE
Die Autorin ist Referentin Globale Handelsfra-
gen,Welternährung von OxfamDeutschland.

er betrügt,
der fliegt.
So heißt es

flott imCSU-Papier,
das auf demTreffen
der Landesgruppe im
Wildbad Kreuth be-
handelt werden soll.
Der Armutseinwande-
rung aus den beiden –
von den Christsozialen
immer scheel angese-
henen – Ländern Bulgarien und Rumä-
nienmüsse ein starker Riegel vorge-
schobenwerden und Sozialmiss-
brauch bekämpft werden, heißt es bei
den Seehofer, Dobrindt, Hasselfeldt
und Co. in lange nicht gehörtenmar-
kigenWorten. Allerdings ist das vor al-
lem Propaganda zumBilligtarifmit
dem festen Blick auf die Kommunal-
wahlen in Freistaat imMärz und die
Europawahl imMai. Dass die bayeri-
sche Staatspartei die Furcht vor Zu-
wanderung aus der EU schürt, löst das
wirkliche Problem dahinter nicht,
sondern zeigt vielmehr den Verlust an
politischer Substanz der Christsozia-
len selbst.

Dabei ist Armutszuwanderung in
das deutsche Sozialsystem tatsächlich
ein Problem,mit dem vor allem betrof-
fene Kommunen nicht allein gelassen
werden dürfen. Dass die CSU freilich
eineHorrorvision von hunderttausen-
denMenschen zeichnet, die in Bulgari-
en und Rumänien auf gepackten Kof-
fern sitzen, ummorgen nachMün-
chen, Düsseldorf und Berlin zu fahren,
ist irreführend. Ähnliche Debatten gab
es in den 80er Jahren, alsman befürch-
tete, spanische und portugiesische
Bauleutewürden die deutsche Bau-
wirtschaft plattmachen. Genausowe-
nig haben polnische Arbeitskräfte vor
ein paar Jahren den deutschenArbeits-
markt überflutet.

Die Freizügigkeit vonWaren, Kapi-
tal undMenschenwar und ist einwe-
sentliches Fundament der Europäi-
schenUnion. Sie ist Anspruch und
Ziel zugleich.Wer das nun auch nur
einemMitgliedsland auf Dauer ver-

W wehrenwill, sollte das
klar sagen.Wer sich da-
gegen nichtmit Angst-
parolen abspeisen lässt,
sondern die Fakten zur
Kenntnis nimmt, wird
erkennen, dass auch
aus den beiden Län-
dern vor allem junge,
relativ gut ausgebildete
Leute in die anderen
EU-Länder streben. Das

demografische ProblemDeutschlands
kann zwar durch Zuwanderung nicht
behoben, wohl aber gemildert werden.

Menschen freilich, die in die reiche-
ren EU-Länder gehen und dort die So-
zialsysteme austricksen, Dokumente
fälschen, Leistungen erschleichen, gibt
es natürlich auch. Nur vergisst die
CSU, ausdrücklich zu erwähnen, dass
diejenigen, die neu und ohne Job nach
Deutschland kommen, ohnehin drei
Monate lang überhaupt keinen An-
spruch auf Hartz-IV-Leistungen ha-
ben. Und danach in der Regel auch
nicht. Außerdemhat sich die
schwarz-rote Koalition längst auf eine
Wiedereinreisesperre für Zuwanderer
verständigt, die hierzulande Sozialbe-
trug begehen. Die Crux ist doch viel-
mehr, dass notorische Betrüger von ei-
nem Sozialamt zumnächsten, von ei-
nemBundesland in das andere ziehen.
Flotte Sprüche helfen dagegen nicht,
sondern ein vernünftiger Informati-
onsaustausch über Behörden- und
Ländergrenzen hinweg.

Außerdem drängt sich die Vermu-
tung geradezu auf, dass die Christsozi-
alen den politischen Gewichtsverlust
auf der Bundesbühne nunmit beson-
derer, populistischer Forsche auszu-
gleichen trachten. Das für Zuwande-
rungsfragen zuständige Innenministe-
rium etwamusste die CSU imBerliner
Postengerangel drangeben. Und im
Verkehrsressort hat Ex-Generalsekre-
tär Alexander Dobrindt die undankba-
re Aufgabe, eine Pkw-Maut für Auslän-
der hinzubekommen. Auch das ist ei-
ne populäre Aufgabe, die freilich nur
schwer zu bewerkstelligen ist.
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KOMMENTAR

EUDass die CSU die Furcht vor Zuwanderern schürt, zeigt
den politischen Substanzverlust der Christsozialen.

Propaganda ausMünchen
zum Billigtarif
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VON REINHARD ZWEIGLER, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit uns auf:
Facebook, Twitter und Google+
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Die Düsseldorfer Zeitung zu Kampfdrohnen:
„Soll die Bundeswehr mit Kampfdroh-
nen ausgerüstet werden? Ja, sagt der
Wehrbeauftragte des Bundestages. Der
Koalitionsvertrag lässt die Frage offen.
Nach Ansicht der SPD soll sie es bis
zum Ende der Legislaturperiode blei-
ben. Das ist die Haltung einer Opposi-
tionspartei. Wer regiert, soll nachden-
ken vor einer Entscheidung, gewiss.
Aber gewählt ist er zum Handeln. Die
neue Verteidigungsministerin verhält
sich bislang „sozialdemokratisch“.
Aber lange wird Ursula von der Leyen
ihr Schweigen nicht durchhalten kön-
nen. Siemuss sich entscheiden.“

DieWiener Zeitung zu Jahrestagen:
„All diese Jubiläen bieten uns Bürgern
Anlässe ohne Ende, einmal grundsätz-
lich darüber nachzudenken, was uns
die Europäische Unionwert ist; wo Eu-
ropa, das in zwei, drei Jahrzehnten glo-
bal kaumnochwirtschaftliche und de-
mografische Bedeutung haben wird,
als Ganzes eigentlich hin will; welche
politischen Kräfte gestärkt werden sol-
len; was uns im politischen Leben im
eigenen Staat wie in der gemeinsamen
Union guttut – und was uns eher scha-
den könnte. Dazu muss es einen kla-
ren, scharfen Parteienwettbewerb ge-
ben.“
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PRESSESTIMMEN
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Die Zeitung zum Thema Drohnen:
„Die neue Technik ist nicht mehr
rückgängig zumachen. Sie ist Bestand-
teil der militärischen Realität. Und sie
wird künftig noch zielgenauer, die
Verfahren noch weiter automatisiert
werden. Hier liegen vollkommen neue
ethische Herausforderungen – wo der
Knopfdruck künftig vollautomatisch
vom unbemannten Gerät ausgeführt
wird, ist nur schwer jemand zur Ver-
antwortung zu ziehen. Umso dringen-
der müssen hier verbindliche, interna-
tionale Regeln geschaffen werden. Ein
Ablehnen dieser Technik wird vor die-
senGefahren nicht schützen.“

Die französische Zeitung zur EU:
„Griechenland richtet sich auf, der
Aufschwung zeichnet sich ab und der
Staat ist nicht mehr dieses Gespenst,
völlig unfähig, Steuern zu erheben
oder seiner Verwaltung strenge Regeln
aufzuerlegen. Aber es wäre irrefüh-
rend, nur die schlichte statistische
Aufhellung zu beachten. Die sozialen
Kosten, die menschlichen Kosten der
Sparpolitik sind exorbitant. Zu dem
Zeitpunkt, da das Land die EU-Präsi-
dentschaft übernimmt, können sich
die Europäer nicht nur mit den finan-
ziellen und buchhalterischen Tugen-
den der Sparpolitik zufrieden geben.“
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WEITERE KOMMENTARE

Salzburger Festspiele: Pereiras Bilanz
ist gut, der Schrei wegen der aufgebrach-
ten Reserven Polit-Theater. ➤ SEITE 42

Textilindustrie:Der Preisdruck der
Einkäufer trägt Schuld an den
Arbeitsbedingungen in Asien. ➤ SEITE 10

SEITE 4 FREITAG, 3. JANUAR 2014 P4_NIT MEINUNG MITTELBAYERISCHEZEITUNG


